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K 0068/2026 (FD)

Kleine Anfrage Fraktion SP/junge SP: Risikobeurteilung zum Einsatz von Microsoft Office 365 in der 

kantonalen Verwaltung (25.03.2026) 

 

Die Digitalisierungsstrategie des Kantons Solothurn sieht die Einführung von Microsoft 365 (M365) mit 

cloudbasierten Diensten in der kantonalen Verwaltung vor. 

Das Umfeld hat sich in den letzten Monaten verändert und zugespitzt: Die Konferenz der schweizerischen 

Datenschutzbeauftragten (privatim) hat am 24. November 2025 eine Resolution verabschiedet, die den 

Einsatz von SaaS-Lösungen internationaler Anbieter – namentlich M365 – für besonders schützenswerte 

Personendaten und dem Amtsgeheimnis unterliegende Daten in den meisten Fällen als unzulässig erachtet. 

In mehreren Kantonen (Luzern, Basel-Stadt, Zürich) haben Datenschutzbeauftragte, Parlamentarier und 

Parlamentarierinnen sowie interne Fachstellen deutliche Kritik an der M365-Einführung geäussert. Im 

Kanton Luzern wurde der kantonale Chief Information Security Officer (CISO) nach Kritik am 

Einführungstempo freigestellt. Geopolitisch hat die Sperrung der Microsoft-Dienste des Internationalen 

Strafgerichtshofs (ICC) aufgrund von US-Sanktionen die Tragweite der Abhängigkeit von US-Konzernen 

deutlich aufgezeigt. 

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat gebeten, zu den nachfolgenden Risiken beim geplanten 

Einsatz von M365 Stellung zu nehmen und die folgenden Fragen zu beantworten: 

 

1. Verfügt der Kanton Solothurn über eine dokumentierte, umfassende Risikobeurteilung für den 

geplanten Einsatz von M365 in der kantonalen Verwaltung? Falls ja: Ist der Regierungsrat bereit, diese 

öffentlich zu machen? Falls nein, weshalb nicht? 

2. Welche Datenkategorien sollen künftig in M365 verarbeitet werden, und wie ist deren Schutzbedarf 

klassifiziert? Betrifft dies insbesondere Daten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB), der 

Steuerverwaltung, der Kantonspolizei, der Sozialhilfe oder der Gerichte? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die privatim-Resolution vom 24. November 2025, die den Einsatz von 

M365 für besonders schützenswerte Personendaten und dem Amtsgeheimnis unterliegende Daten als 

in den meisten Fällen unzulässig erklärt? Welche konkreten Konsequenzen zieht er daraus für das 

Einführungsprojekt? 

4. Wurde die kantonale Datenschutzbeauftragte in die Planung einbezogen, und hat sie eine formelle 

Vorabkontrolle bzw. Datenschutz-Folgenabschätzung vorgenommen? Wenn ja: Wie lautet deren 

Beurteilung? 

5. Hat der Regierungsrat den Fall des Internationalen Strafgerichtshofs (ICC), dessen Microsoft-Dienste 

nach US-Sanktionen unterbrochen wurden, zur Kenntnis genommen? Welche Schlüsse zieht er daraus 

für die eigene M365-Planung? 

6. Beabsichtigt der Regierungsrat, die Nutzung der Swiss Government Cloud (SGC) zu prüfen, sobald deren 

Leistungen für die Kantone verfügbar sind (geplant ab 2026/2027)? Wurde eine entsprechende 

Übergangsplanung erarbeitet? 

7. Was ist die Ausstiegsstrategie des Regierungsrats, falls die Verwendung von M365 in der kantonalen 

Verwaltung aus rechtlichen, politischen oder technischen Gründen nicht weitergeführt werden kann? 

Wurden Open-Source-Alternativen evaluiert? 

 

Begründung 25.03.2026: Im Vorstosstext enthalten. 
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